
siU des Schuldners zuständige Kreisgericht abzugeben. 
Voraussetzung dafür ist jedoch, daß dadurch die Rechte 
des Gläubigers besser durchgesetzt werden können. 
Gleichzeitig sollen damit die staatliche und gesellschaft­
liche Einflußnahme auf den Schuldner und die Zusam­
menarbeit zwischen Gericht und Betrieb verbessert wer­
den. Mit der Abgabe der Sache wird die Zuständigkeit 
des anderen Gerichts für die Vollstreckung begründet. 
Daneben besteht die Möglichkeit, einzelne Vollstrek- 
kungsmaßnahmen einem anderen Kreisgericht zu über­
tragen (§ 4 Abs. 2 der 3. DB), da nicht bei jeder Wohn­
sitzverlegung eine Abgabe der gesamten Vollstreckung 
erforderlich ist. Die Durchführung einzelner Vollstrek- 
kungsmaßnahmen durch ein anderes Gericht kann ins­

besondere dann in Betracht kommen, wenn mehrere 
Vollstreckungsmaßnahmen nebeneinander durchzufüh­
ren sind, so z. B., wenn neben der Pfändung des Arbeits­
einkommens auch eine Sachpfändung angebracht ist.

*

Die neuen Regelungen werden zu einer größeren Wirk­
samkeit gerichtlicher Vollstreckungsmaßnahmen bei­
tragen. Sie schließen eine Lücke im geltenden Recht 
und dienen gleichzeitig dazu, Erfahrungen zu sammeln, 
wie im künftigen Gesetz über das gerichtliche Verfah­
ren in Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen und 
ergänzenden Rechtsvorschriften ein rationelles und ef­
fektives Vollstreckungsverfahren geschaffen werden 
kann.

Oberrichter Dr. FRITZ MÜHLBERGER, Mitglied des Präsidiums des Obersten Gerichts

Zum Inhalt von Weisungen und zur Selbstentscheidung des Rechtsmittelgerichts
Die bereits früher des öfteren diskutierte Frage des In­
halts von Weisungen sowie der Zweckmäßigkeit von 
Selbstentscheidungen des Rechtsmittelgerichts wird seit 
einiger Zeit erneut und vorrangig unter dem Gesichts­
punkt der Rationalität des Strafverfahrens aufgewor- 
fen./l/ In der Tat ist die Frage, ob ein Verfahren in 
zweiter Instanz rechtskräftig abgeschlossen wird oder 
ob die erste Instanz erneut eine Hauptverhandlung 
durchführen muß — die wiederum ein Rechtsmittelver­
fahren nach sich ziehen kann —, von großer Bedeutung 
für das Verhältnis von gesellschaftlichem Aufwand und 
Nutzen im Einzelverfahren. Deshalb muß das Rechts­
mittelgericht bei der Entscheidung darüber, ob ein Urteil 
aufzuheben und die Sache an die erste Instanz zurück­
zuverweisen ist oder ob die Möglichkeit einer Selbst­
entscheidung wahrzunehmen ist, vielfältige dafür be­
deutsame Gesichtspunkte berücksichtigen.

Zum Verhältnis von Selbstentscheidung und Zurück­
verweisung der Sache

Nach §§ 299 und 301 StPO ist bei der Aufhebung des 
angefochtenen Urteils sowohl die Zurückverweisung der 
Sache an die erste Instanz als auch — mit einigen Ein­
schränkungen — die Selbstentscheidung zulässig. Die 
Selbstentscheidung des Rechtsmittelgerichts ist nach der 
gegenwärtigen gesetzlichen Regelung lediglich in den 
Fällen der notwendigen Aufhebung und Zurückverwei­
sung (§ 300 StPO) und im übrigen dann gesetzlich ausge­
schlossen, wenn
— eine höhere Strafe auszusprechen wäre, aber eine 

eigene Beweisaufnahme nicht möglich ist, weil der 
Sachverhalt vollständig aufgeklärt ist (§ 301 Abs. 1 
StPO),

— der Schuldausspruch abzuändern ist und eine höhere 
Strafe auszusprechen wäre (§ 301 Abs. 2 StPO),

— der Strafausspruch abzuändern ist und eine höhere 
Strafe auszusprechen wäre (§ 301 Abs. 3 StPO).

Demnach ist bei erfolgreichem Rechtsmittel eine Selbst­
entscheidung auch in den Fällen der Abs. 2 und 3 des 
§ 301 StPO dann möglich, wenn das Rechtsmittelgericht 
eine eigene Beweisaufnahme durchgeführt hat. Die in 
der zweiten Instanz anhängig werdenden Verfahren be­
stätigen, daß nur bei einem geringen Teil eine Selbst­
entscheidung bereits vom Gesetz absolut ausgeschlos-

fll Vgl. H. Luther, „Verbindliche Weisungen und Selbstent­
scheidung der Rechtsmittel- und Kassationsgerichte“, NJ 1973 
S. 15 f.; A. Uhlig, „Zur verbindlichen Weisung und Selbstent­
scheidung des Rechtsmittelgerichts“, NJ 1973 S. 734 f.; W. Len- 
hardt / D. Reichwagen, „Probleme der Gewährleistung des 
Zwei-Instanzen-Prinzips bei den Entscheidungen der Rechts­
mittelgerichte“, NJ 1974 S. 238 ff.

sen ist. Es ist also breiter Raum für diese oder jene 
Form der Entscheidung über das Rechtsmittel gegeben. 
Dabei ist zu beachten, daß sowohl die Selbstentscheidung 
als auch die Zurückverweisung der Sache verfahrens­
rechtlich gleichrangig nebeneinander und nicht im Ver­
hältnis von Regel und Ausnahme stehen.
Zu der Frage, welche Form der Entscheidung im Falle 
eines erfolgreichen Rechtsmittels zu wählen ist, sowie 
zur Anwendung und Ausgestaltung von Weisungen des 
Rechtsmittelgerichts fand kürzlich im Kollegium für 
Strafsachen des Obersten Gerichts ein Erfahrungsaus­
tausch statt. Dabei wurde bestätigt, daß in der Praxis 
beide Formen der Entscheidung wirksam zur Anleitung 
genutzt werden und sich dabei im wesentlichen einheit­
liche Gesichtspunkte für ihre Abgrenzung herausgebil­
det und durchgesetzt haben. Ausgangspunkt dafür ist, 
daß der Aufbau und die Tätigkeit der Gerichte der DDR 
(einschließlich des Überprüfungscharakters des Rechts­
mittelverfahrens) — wie sie im GVG und in der StPO 
geregelt sind — den Erfordernissen der Durchsetzung 
des Prinzips des demokratischen Zentralismus entspre­
chen. Die Tätigkeit der Rechtsmittelgerichte muß des­
halb im Verhältnis zu den Gerichten erster Instanz auf 
die Verwirklichung, dieses Prinzips gerichtet sein. Das 
ist ein wichtiger Ausgangspunkt für die Lösung der 
Frage, unter welchen Voraussetzungen innerhalb der 
gesetzlichen Möglichkeiten eine fehlerhaft entschiedene 
Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an 
die erste Instanz zurückgegeben wird oder die zweite 
Instanz selbst entscheidet.
Daraus, daß sich das Oberste Gericht und die Bezirks­
gerichte als Gerichte zweiter Instanz ihren Leitungs­
aufgaben entsprechend im wesentlichen auf Grundfra­
gen der Rechtsprechung und darauf konzentrieren, die 
Einheitlichkeit der Rechtsanwendung durch alle Gerichte 
zu gewährleisten, ergibt sich die Eigenverantwortung 
der ersten Instanz für die Umsetzung dieser Grundsätze 
im einzelnen Verfahren. Dazu bedürfen die Gerichte 
erster Instanz der kontinuierlichen, prinzipiellen Er­
läuterung der Anwendung des materiellen und prozes­
sualen Rechts und der ihm zugrunde liegenden gesell­
schaftlichen Zusammenhänge und ideologischen Pro­
bleme. Das kann nicht allein durch verbindliche Wei­
sungen im Einzelverfahren geschehen und schon gar 
nicht dann, wenn sie Züge von bürokratischer Admi­
nistration und Gängelei aufweisen. Diese Anleitung 
muß vor allem durch eine von großer Sachkunde getra­
gene und der Initiative der ersten Instanz Raum las­
sende Darlegung der grundsätzlichen Fragen erfolgen, 
mit der die Fähigkeit eigenverantwortlicher und schöp­
ferischer Arbeit entwickelt und gefördert wird. Auch
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